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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (412) - 651 09 - Ka 82/96 Bonn, den 3. Juni 1996 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 28. Februar 1992 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Litauen über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Vorlage ist vom Bundesministerium für Wirtschaft und dem Auswärtigen 
Amt gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 697. Sitzung am 24. Mai 1996 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 28. Februar 1992 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Litauen 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 28. Februar 1992 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Litauen über die Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem dazugehörigen Proto- 
koll und den Notenwechseln vom selben Tage wird zugestimmt. Der Vertrag, das 
Protokoll sowie die Notenwechsel werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 und das 
Protokoll sowie der Notenwechsel in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch auf 
Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden ganz oder 
zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist derZeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 
sowie gleichzeitig das Protokoll in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe- 
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da es sich um 
einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der Bundesrepublik Deutschland 
ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Litauen 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

Lietuvos Respublikos 
ir Vokietijos Federacines Respublikos 
Sutartis 

del kapitalo investicijy 
skatinimo ir jy abipusös apsaugos 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Litauen - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des einen Staates im 
Hoheitsgebiet des anderen Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirtschaft- 
liche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker zu 
mehren - 

haben folgendes vereinbart: 


Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 
Art, insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Urhe- 
berrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche Mu- 
ster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know-how 
und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Aufsu- 
chungs- und Gewinnungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 


Lietuvos Respublika 
ir 

Vokietijos Federacine Respublika, 

- noredamos gilinti ekonominj abiejq äaliq bendradarbiavime, 

- siekdamos sukurti palankias s^lygas vienos valstybäs pilieciq 
ar jmoniq kapitalo investicijoms kitos valstybes teritorijoje, 


- pripazindämos, kadsiq kapitalo investicijq skatinimas irsutarti- 
mis pagrjsta jq apsauga pagyvina privaöie iniciatyve ekonomi- 
koje bei prisideda prie abiejq tautq geroves, 


- susitaria: 


1 straipsnis 

Sioje sutartyje: 

1 . Sevoka „kapitalo investicijos“ apima bet kurios rüsies turtines 
vertybes, ypaö: 

a) kilnojamojo ir nekilnojamo turto nuosavybe, taip pat kitas 
turtines teises, tokias kaip ipotekos ir uzstatai; 

b) jmones dalininko teises ir kitas dalyvavimo jmoneje for- 
mas; 

c) pretenzijas [ pinigus, kuriuos vartojant buvo sukurta ekono- 
mine verte, arba pretenzijas j veikle, turinöie ekonominj 
verte; 

d) teises { intelektualine nuosavybe, ypaö autorine teise, pa- 
tentus, iäradimus, pramoninius pavyzdZius ir modelius, 
firminius ir prekiy Zenklus, gamybos ir verslo paslaptis, 
techninius metodus, Know-how ir Goodwill (gere valie); 

e) teisines koncesijas, jskaitant paieskos ir gavybos koncesi- 
jas; 

Kapitalo investicijos turinys nepasikeicia, pakeitus turto inve- 
stavimo forme- 

2. Sevoka „pajamos“ apibüdina sumas, kurios atitenka per tarn 
tikre laike investuotam kapitalui, pvz.: pelno dalys, dividendai, 
procentai, atlyginimai pagal licencije ir kt. 


3. bezeichnet der Begriff „Staatsangehörige“ 3. Sevoka „piiietis“ reiskia: 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: a) Lietuvos Respublikos atzvilgiu: 

Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- asmenj, turintj Lietuvos Respublikos pilietybf; 

repubiik Deutschland, 
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b) in bezug auf die Republik Litauen: 

natürliche Personen, die die litauische Staatsangehörigkeit 
besitzen; 

4. bezeichnet der Begriff „Gesellschaften” 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

jede juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 
Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im deutschen Hoheits- 
gebiet hat, gleichviel, ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerich- 
tet ist oder nicht, 

b) in bezug auf die Republik Litauen: 

jedes Unternehmen mit oder ohne Rechtspersönlichkeit, 
das seinen Sitz im litauischen Hoheitsgebiet hat, gleich- 
viel, ob seine Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder 
nicht. 


Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet Kapitalanla- 
gen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen 
Vertragspartei nach Möglichkeit fördern und diese Kapitalanlagen 
in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften zulassen. Sie 
wird Kapitalanlagen in jedem Fall gerecht und billig behandeln. 

(2) Eine Vertragspartei wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Staatsan- 
gehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ih- 
rem Hoheitsgebiet in keiner Weise durch willkürliche oder diskri- 
minierende Maßnahmen beeinträchtigen. 

Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen in ihrem Ho- 
heitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluß von Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei 
stehen, nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eigenen 
Staatsangehörigen und Gesellschaften oder Kapitalanlagen von 
Staatsangehörigen und Gesellschaften dritter Staaten. 

(2) Jede Vertragspartei behandelt Staatsangehörige oder Ge- 
sellschaften der anderen Vertragspartei hinsichtlich ihrer Betäti- 
gung im Zusammenhang mit Kapitalanlagen in ihrem Hoheitsge- 
biet nicht weniger günstig als ihre eigenen Staatsangehörigen und 
Gesellschaften oder Staatsangehörige und Gesellschaften dritter 
Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die eine 
Vertragspartei den Staatsangehörigen oder Gesellschaften dritter 
Staaten wegen ihrer Mitgliedschaft in einer Zoll- oder Wirt- 
schaftsunion, einem gemeinsamen Markt oder einer Freihandels- 
zone oder wegen ihrer Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die eine Vertragspartei den Staatsan- 
gehörigen oder Gesellschaften dritter Staaten aufgrund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Vereinbarungen 
über Steuerfragen gewährt. 

Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei genießen im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei vollen Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei nur zum allgemeinen Wohl und gegen Entschädigung ent- 
eignet, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen unterworfen wer- 
den, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung oder Verstaatli- 
chung gleichkommen. Die Entschädigung muß dem Wert der er- 
eigneten Kapitalanlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt entsprechen, 
in dem die tatsächliche oder drohende Enteignung, Verstaatlichung 
oder vergleichbare Maßnahme öffentlich bekannt wurde. Die Ent- 
schädigung muß unverzüglich geleistet werden und ist bis zum 


b) Vokietijos Federacines Respublikos atzvilgiu: 

vokiecius pagal Vokietijos Federacinäs Respublikos Kon- 
stitucijä- 

4. S^voka „jmone“ reiskia: 

a) Lietuvos Respublikos atzvilgiu: 

kiekviena jmone, turincie juridinio asmens teises arba 
veikianöie kaip fizinis asmuo, kurios buveine yra Lietuvos 
Respublikos teritorijoje, nepriklausomai nuo to, ar ji savo 
veikla siekia peino, ar ne; 

b) Vokietijos Federacines Respublikos atzvilgiu: 
kiekviena juridinj asmenj, kiekviena prekybos jmone arbet 
kurie bendrove, arba susivienijime, tiek turintj juridinio 
asmens teises, tiek ne, ir kuriq buveinä yra Vokietijos 
Federacines Respublikos teritorijoje, nepriklausomai nuo 
to, ar jie savo veikla siekia peino, ar ne. 

2 straipsnis 

1 . Kiekviena iS Susitarianciqjq Saliq pagal isgales skatins savo 
teritorijoje kitos Susitarianciosios salies pilieöiq ar jmoniq kapi- 
talo investavime ir leis kapitale investuoti pagal savo Salies teisi- 
nius norminius aktus. Bet kuriuo atveju kapitalo investicijos bus 
traktuojamos tik teisingai ir jstatymiSkai. 

2. Kiekviena is Susitarianöiqjq Saliq jokiais büdais nediskrimi- 
nuos savo teritorijoje esanöiq kitos Susitarianciosios salies 
pilieöiq ar jmoniq ir savavaliskai netrukdys jiems valdyti kapitalo 
investicijas, naudoti ir disponuoti jomis. 


3 straipsnis 

1. Kiekviena is Susitarianöiqjq Saliq savo teritorijoje kapitalo 
investicijas, priklausancias kitos Susitarianöios Salies pilieöiams ar 
jmonäms, arba jq valdomas, traktuoja ne maziau palankiai negu 
savo valstybes arba treöiqjq valstybiq pilieciq ar ijnoniq kapitalo 
investicijas. 

2. Kiekviena Susitariancioji Salis savo teritorijoje uztikrina kitos 
Susitarianciosios Salies pilieciams ar jmonöms ne maziau palan- 
kias veiklos, susijusios su kapitalo investavimu, s^lygas nei savo 
pilieöiams ar jmonöms, arba treöiqjq valstybiq pilieöiams ir jmo- 
nems. 

3. Si nuostata netaikoma lengvatoms, kurias viena iS 
Susitarianöiqjq Saliq teikia treöiqjq valstybiq pilieöiams ar jmo- 
nems däl jq narystös arba dalyvavimo asocijuotqjq nariq teise- 
mis muitq arba ekonomineje sejungoje, bendrojoje rinkoje arba 
laisvos prekybos zonoje. 

4. Sio straipsnio nuostatos netaikomos lengvatoms, kurias 
viena is Susitarianciqjq Saliq teikia treöiqjq valstybiq pilieciams 
ar i^monöms, remdamasi sutartimi del dvigubo apmokestinimo ar 
kitq su mokesciais susijusiq susitarimq. 


4 straipsnis 

1 . Kiekviena iS Susitarianciqjq saliq savo teritorijoje uztikrina 
gynime ir garantijas kitos Susitarianciosios Salies pilieciq ar 
jmoniq kapitalo investicijoms. 

2. Kiekvienos iS Susitarianöiqjq saliq pilieciq ar jmoniq kapita- 
lo investicijos kitos Susitarianciosios Salies teritorijoje gaii büti 
konfiskuojamos, nacionalizuojamos arba joms taikomos kitos 
priemones, prilygstancios konfiskavimui arba nacionalizavimui 
tik visuomenes labui ir tik atlygintinai. Kompensacijos dydis turi 
atitikti konfiskuotq kapftalo investicijq verte tuo momentu, kai buvo 
oficialiai paskelbta apie faktiske arba gresiantj konfiskavimui, na- 
cionalizavime arba jiems prilygstancias kitas priemones. Kompen- 
sacija turi büti sumoketa nedelsiant ir jai bütina nustatyti jprastine 
banko palükanq normet iki mokejimo termino; turi büti suteikta 
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Zeitpunkt der Zahlung mit dem üblichen bankmäßigen Zinssatz zu 
verzinsen; sie muß tatsächlich verwertbar und frei transferierbar 
sein. Spätestens im Zeitpunkt der Enteignung, Verstaatlichung oder 
vergleichbaren Maßnahme muß in geeigneter Weise für die Fest- 
setzung und Leistung der Entschädigung Vorsorge getroffen sein. 
Die Rechtmäßigkeit der Enteignung, Verstaatlichung oder ver- 
gleichbaren Maßnahme und die Höhe der Entschädigung müssen 
in einem ordentlichen Rechtsverfahren nachgeprüft werden kön- 
nen. 

(3) Staatsangehörige oder Gesellschaften einer Vertragspartei, 
die durch Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinandersetzungen, 
Revolution, Staatsnotstand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen erleiden, werden von 
dieser Vertragspartei hinsichtlich der Rückerstattungen, Abfindun- 
gen, Entschädigungen oder sonstigen Gegenleistungen nicht weni- 
ger günstig behandelt als ihre eigenen Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften. Solche Zahlungen müssen frei transferierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegenheiten 
genießen die Staatsangehörigen oder Gesellschaften einer Ver- 
tragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei Meist- 
begünstigung. 

Artikels 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei den freien Transfer der 
(m Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, 
insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 

Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Staatsangehörigen oder Ge- 
sellschaften Zahlungen aufgrund einer Gewährleistung für eine 
Kapitalanlage im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so 
erkennt diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte der 
erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 10, die Übertragung aller 
Rechte oder Ansprüche dieser Staatsangehörigen oder Gesell- 
schaften kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts auf die 
erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die andere Ver- 
tragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle 
diese Rechte oder Ansprüche (übertragene Ansprüche) an, wel- 
che die erstgenannte Vertragspartei in demselben Umfang wie ihr 
Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist. Für den Transfer von 
Zahlungen aufgrund der übertragenen Ansprüche gelten Artikel 4 
Absätze 2 und 3 und Artikel 5 entsprechend. 

Artikel 7 

(1) Transferierungen nach Artikel 4 Absatz 2 oder 3, Artikel 5 
oder 6 erfolgen unverzüglich zu dem jeweils gültigen Kurs. 

(2) Dieser Kurs muß dem Kreuzkurs (cross rate) entsprechen, 
der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die der Inter- 
nationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung Umrech- 
nungen der betreffenden Währungen in Sonderziehungsrechte 
zugrunde legen würde. 

Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen oder Geseli- 


galimybä Sia suma faktiSkai disponuoti ir laisvai fe pervesti. Kon- 
fiskavimo, nacionalizavimo arba kitos tolygios veiklos taikymo 
momentu turi büti tinkamu büdu iS anksto pasirupinta kompensacijq 
nustatymu ir sumokäjimu. Turi büti suteikta galimybe teisine tvar- 
ka patikrinti konfiskavimo, nacionalizavimo ar tolygios veiklos 
teisetum^ ir kompensacijos dydj. 


3. Jei vienos is Susitarianciosios salies pilieöiai ar jmones dei 
karo ar kitq ginkluotq konfliktq, revoliucijq, ypatingos valstybines 
padeties arba suirutös patiria kapitalo investicijq nuostolius kitos 
Susitarianöiosios Salies teritorijoje, tai pirmoji Susitarianöioji Salis 
del ialos atlyginimo, piniginiq kompensacijq , nuostoliq paden- 
gimo ir kitq kompensavimo büdq turi sulaukti ne mazesnio palan- 
kumo nei kitos Susitarianöiosios Salies pilieciai ar jmonös. Tokias 
jmokas turi büti galima laisvai pervesti. 

4. Siame straipsnyje nurodytais atvejais vienos Susitariancio- 
sios Salies pilieciai ar jmonäs naudojasi kitos Susitarianöios salies 
teritorijoje didziausio palankumo statusu. 


5 straipsnis 

Kiekviena Susitarianöioji Salis garantuoja kitos Susitarianöios 
salies pilleöiams ar jmonöms galimyb$ laisvai pervesti moke- 
jimus, susijusius su kapitalo investicijomis, ypaö: 

a) kapitalo ir papildomq sumq, skirtq kapitalo investicijq pasto- 
viai apimöiai islaikyti arba jai padidinti; 

b) pajamq; 

c) paskolq gr^zinimo; 

d) jplaukq, susidariusiq visiSkai ar iS dalies likvidavus kapitalo 
investicijas arba jas pardavus; 

e) ketvirtajame straipsnyje numatytq kompensacijq . 

6 straipsnis 

Jeigu viena iS SusitarianÖiqjq Saliq antrosios Susitarianciosios 
Salies teritorijoje esantiems savo valstybes pilieöiams arba jmo- 
näms iSmoka jos teritorijoje esanöiq kapitalo investicijq garantuo- 
jamas sumas, tai Si antroji Susitarianöioji Salis pripaijsta - nepa- 
zeisdama 10 straipsnyje numatytq pirmosios Salies teisiq, - kad 
visos Siq pilieöiq ar jmoniq teisös ir pretenzijos perduodämos 
pagal jstatym^ arba remiantis teisiniu sandoriu pirmajai Susita- 
rianöiajai Salial. Be to, kita Susitarianöioji Salis taip pat pripaZjsta, 
kad pirmoji Susitarianöioji Salis jgyja visas teises ir pretenzijas 
(perduotas pretenzijas), kuriomis gali disponuoti tokiu mastu, kaip 
ir prieS tai buv§s savininkas. jmokq pervedimams, susijusiems su 
pretenzijq perdavimu, galioja atitinkamai 4 straipsnio 2 ir 3 dalys ir 
5 straipsnis. 


7 straipsnis 

1 . LeSos pagal 4 straipsnio 2 ir 3 dalis, taip pat 5 ir 6 straipsnius 
pervedamos nedelsiant, remiantis tuo metu gaiiojanöiu valiutos 
kursu. 

2. Sis kursas turi atitikti kryzminj kurs^ (cross rate), gaut$ pagal 
perskaiöiavimo kursus, kuriais moköjimo momentu remtqsi 
Tarptautinis valiutos fondas, perskaiöiuodamas atitinkamas valiu- 
tas pagal SDR (SPECIAL DRAWNING RIGHTS). 


8 straipsnis 

1. Jeigu iS vienos iS Susitarianöiqjq Saliq teisiniq nuostatq arba 
iS tarptautiniq teisiniq jsipareigojimq , kuriuos yra prisiemusios 
arba ateityje prisiims Susitarianöiosios Salys greta Sios Sutarties, 
ISplaukia bendra arba speciali nuostata, pagal kuri$ kitos Susita- 
rianöiosios Salies pilieöiq arba jmoniq investicijoms taikomos 
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schäften der anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung 
als nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht diese Regelung 
dem vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie günstiger ist. 

(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheits- 
gebiet übernommen hat. 

Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Staatsangehöri- 
ge oder Gesellschaften der einen Vertragspartei in Übereinstim- 
mung mit den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei in 
deren Hoheitsgebiet nach dem 29. Dezember 1990 vorgenom- 
men haben. 

Artikel 10 

(1 ) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertragspar- 
teien beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden Ver- 
tragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, der 
von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestellen 
ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Ver- 
tragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsver- 
schiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver- 
tragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs bit- 
ten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll 
der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang nächst- 
folgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staatsangehö- 
rigkeit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Sei- 
ne Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt die 
Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren 
vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die 
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein 
Verfahren selbst. 

(6) Sind beide Vertragsparteien auch Vertragsstaaten des 
Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investi- 
tionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer 
Staaten, so kann mit Rücksicht auf die Regelung in Artikel 27 
Absatz 1 des Übereinkommens das vorstehend vorgesehene 
Schiedsgericht insoweit nicht angerufen werden, als zwischen 
den Staatsangehörigen oder der Gesellschaft einer Vertragspartei 
und der anderen Vertragspartei eine Vereinbarung nach Maßgabe 
des Artikels 25 des Übereinkommens zustande gekommen ist. 
Die Möglichkeit, das vorstehend vorgesehene Schiedsgericht im 
Fall der Nichtbeachtung einer Entscheidung des Schiedsgerichts 
des genannten Übereinkommens (Artikel 27) oder im Fall der 
Übertragung kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts nach 
Artikel 6 dieses Vertrags anzurufen, bleibt unberührt. 

Artikel 11 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einer der Vertragsparteien und einem Staatsangehöri- 


palankesnes s^lygos, negu kad yra numatyta Sioje Sutartyje, tai 
tokia nuostata Sios Sutarties atfvilgiu galioja pirmumo teise tiek, 
kiek ji yra naudingesne. 

2. Kiekviena Susitarianöioji Salis laikysis visq kitq (sipareigojimq, 
kuriuos ji prisiäme rysium su kitos Susitarianöiosios Sali es pilieöiq 
ar bendroviq kapitalo investicijomis savo teritorijoje. 


9 straipsnis 

Si sutartis taikoma kapitalui, kurj vienos Susitarianöiosios Salies 
pilieöiai ar jmonös, suderin$ su kitos Susitarianöiosios Salies 
teisinemis normomis, investavo tos valstybes teritorijoje po 1990 
m. gruodzio 29 dienos. 


10 straipsnis 

1 . Nesutarimus tarp Susitarianöiqjq Saliq del Sios sutarties nuo- 
statq taikymo reguliuoja, kiek jmanoma, abiejq Susitarianciqjq saliq 
vyriausybös. 

2. Jeigu nesutarimas neissprendziamas siuo büdu, tai, vienai iS 
Susitarianöiqjq Saliq reikalaujant, gali büti kreiptasi j treöiqjq 
teism^. 

3. Treöiqjq teismas siuo atveju sudaromas taip: kiekviena Susita- 
rianöioji salis paskiria savo atstov§, ir tie atstovai susitaria däl trecio- 
sios valstybes atstovo, kaip vyriausio arbitro, kurj skiria abiejq Susi- 
tarianöiq Saliq vyriausybes. Kai viena Susitarianöioji Salis praneSa 
kitai, kad del nesutarimo kreipiasi j treöiqjq teism§, per du menesius 
turi büti paskirti treöiqjq teismo nariai, o per tris mönesius - vyriausias 
arbitras. 

4. Jei nesilaikoma terminq, numatytq 3 dalyje, ir nära kito 
susitarimo, kiekviena Susitarianöioji Salis turi teis$ kreiptis j Tarp- 
tautinio teismo rümq prezident? praSydama paskirti reikiamus 
asmenis. Jeigu prezidentas yra vienos iS Susitarianöiqjq Saliq 
pilietis arba däl kitq prie2asöiq negali atlikti Siq pareigq , Sio darbo 
turi imtis viceprezidentas. Jeigu ir viceprezidentas yra vienos is 
Susitarianöiqjq Saliq pilietis arba däl kitq prieiasöiq negali skirti 
Siq asmenq, Sias pareigas atlieka iemesnio rango Teismo rümq 
narys, kuris nera ne vienos is Susitarianöiqjq Saliq pilietis. 


5. Treöiqjq teismas sprendimus priima balsq dauguma. Jo 
sprendimai yra privalomi. Kiekviena Susitarianöioji Salis apmo- 
ka savo atstovo dalyvavimo treöiqjq teisme iSlaidas; vyriausiojo 
arbitro dalyvavimo bei kitas iSlaidas abi Susitarianöios salys dalija- 
si po lygiai. Treöiqjq teismas turi teis$ numatyti ir kitokj iSlaidq 
pasidalijim§. Visais kitais klausimais treöiqjq teismas savo darbo 
procesq nustato pats. 

6. Kai abi Susitarianöios Salys yra pasiraSiusios 1965 m. kovo 18 
d. konvencij§ del investiciniq ginöq reguliavimo tarp valstybiq 
ir kitq valstybiq pilieöiq, tai, atsizvelgiant j Sios konvencijos 
27 straipsnio 1 dalj, numatytas treöiqjq teismas gali büti nesuda- 
romas, jeigu iki to momento vienos ar kitos Susitarian- 
öiqjq Saliq pilieöiai arba jmones susitaria pagal konvencijos 25 
straipsnio nuostatas. Galimybö suSaukti aukSöiau minet$ treöiqjq 
teisrn? lieka nepakitusi tais atvejais, kai yra nevykdomas minetos 
Konvencijos (27 straipsnis) treöiqjq teismo sprendimas arba kai 
pagal Sios Sutarties 6 straipsn[ remiantis jstatymu ar teisiniu sando- 
riu perleidziamos teises. 


11 straipsnis 

1 . Nesutarimai del kapitalo investicijq tarp vienos iS Susitarian- 
öiqjq Saliq ir kitos Susitarianöiosios Salies pilieöio ar jmones turi 
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gen oder einer Gesellschaft der anderen Vertragspartei sollen t 
soweit möglich, zwischen den Streitparteien gütlich beigelegt 
werden. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigeiegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Staatsangehörigen oder der Gesellschaft der 
anderen Vertragspartei einem Schiedsverfahren unterworfen. So- 
fern die Streitparteien keine abweichende Vereinbarung treffen, 
sind die Bestimmungen des Artikels 10 Absätze 3 bis 5 sinnge- 
mäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Bestellung der Mit- 
glieder des Schiedsgerichts nach Artikel 10 Absatz 3 durch die 
Streitparteien erfolgt und daß, soweit die in Artikel 10 Absatz 3 
genannten Fristen nicht eingehalten werden, jede Streitpartei 
mangels anderer Vereinbarungen den Präsidenten des Schieds- 
gerichtshofs der Internationalen Handelskammer in Paris bitten 
kann, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Der 
Schiedsspruch wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt. 

(3) Die an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds- 
spruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der Staatsange- 
hörige oder die Gesellschaft der anderen Vertragspartei eine 
Entschädigung für einen Teil des Schadens oder den Gesamt- 
schaden aus einer Versicherung erhalten hat. 

(4) Für den FaH, daß beide Vertragsparteien auch Vertragsstaa- 
ten des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen an- 
derer Staaten geworden sind, werden Meinungsverschiedenhei- 
ten nach diesem Artikel zwischen den Streitparteien einem 
Schiedsverfahren im Rahmen des vorgenannten Übereinkom- 
mens unterworfen, es sei denn, die Streitparteien treffen eine 
abweichende Vereinbarung; jede Vertragspartei erklärt hiermit ihr 
Einverständnis zu einem solchen Verfahren. 

Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 

Artikel 13 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Wilna ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt fünfzehn Jahre lang in Kraft; 
nach deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbe- 
grenzte Zeit, sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien den 
Vertrag mit einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich 
kündigt. Nach Ablauf von fünfzehn Jahren kann der Vertrag jeder- 
zeit mit einer Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkrafttre- 
tens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die Arti- 
kel 1 bis 12 noch für weitere fünfzehn Jahre vom Tag des Außer- 
krafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Bonn am 28. Februar 1992 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und litauischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


büti sprendziami, jeigu jmanoma, taikiai (be teismo). 


2. Jeigu nesutarimas nesureguliuojamas per 6 mönesius nuo 
tos dienos, kai apie jj paskelbe viena iS ginöo Saliq, tai, kitos 
Susitarianöiosios Salies pilieöiui arba jmonei reikalaujant, jis gali 
büti pateiktas treöiqjq teismui. Jeigu ginöo Salys nära susitarusios 
kitaip, tada taikomos 10 straipsnio 3-5 dalys, su s?lyga, kad 
treöiqjq teismo narius skiria ginöo salys pagal 1 0 straipsnio 3 dalj. 
Kai nesilaikoma 10 straipsnio 3 dalyje nurodytq terminq, kiekvie- 
na ginöo äalis, jeigu nesutariama kitaip, gali praäyti Tarptautiniq 
prekybos rümq Paryiiuje Treöiqjq teismo prezident§ skirti tarn 
reikalingus pareigünus. Teismo sprendimas vykdomas, vadovau- 
jantis Susitarianöiqjq saliq vidaus teise. 


3. Gince dalyvaujanti Susitariancioji Salis teismo proceso ar 
teismo sprendimo vykdymo metu neprotestuoja, kad kitos Susita- 
rianöios salies pilietis ar jmone gavo draudimo dalin$ ar vis^i 
kompensacij? uz zal?. 


4. Jeigu abi Susitarianöios Salys yra pasiraSiusios 1965 m. kovo 
18 d. konvencij^ döl investiciniq ginöq reguliavimo tarp 
valstybiq ir kitq valstybiq pilieöiq, tai nesutarimai tarp ginco 
saliq pagal sj straipsnj perduodami treöiqjq teismui pagal nurodytq 
konvencij^, nebent ginöo salys susitaria kitaip; kiekviena Susitarian- 
öioji salis pareiskia sutikim^ dafyvauti tokiame procese. 


12 straipsnls 

Si sutartis galioja neatsizvelgiant [ tai, ar egzistuoja tarp Susita- 
rianöiqjq Saliq diplomatiniai arba konsuliniai santykiai ar ne. 

13 straipsnis 

1. Si sutartis turi büti ratifikuota; ratifikavimo dokumentais pasi- 
keiöiama kuo greiciau Vilniuje. 

2. Si sutartis jsigalioja, praejus menesiui po to, kai pasikeiciama 
ratifikavimo dokumentais. Ji galioja 15 metq; praejus Siam 
laikui, sutartis lieka galioti neribot^ iaik?, jeigu kuri is 
Susitarianöiqjq Saliq, likus 12 menesiq iki jos galiojimo pabaigos, 
raätiSkai nepraneäa apie sutarties nutraukim^. . Praäjus 
15 metq, sutartis gali büti nutraukta bet kada, praneSus apie tai 
pries 1 2 mänesiq . 

3. Kapitalui, investuotam iki sios sutarties nutraukimo momento, 
1-12 straipsniai galioja dar 15 metq po sutarties nutraukimo 
datos. 


PasiraSyta 1992 vasario 28 Bonoje Parengti 2 originalai: vienas 
- lietuviq, kitas - vokieciq kalba, abu turi vienod$ teisin$ gali^i. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Vokietijos Federacines Respublikos vardu 
Hans-Dietrich Genscher 

Für die Republik Litauen 
Lietuvos Respublikos vardu 
Vytenis AleSkaitis 
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Protokoll 

Protokolas 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der Republik Litauen über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen haben die 
Unterzeichneten Bevollmächtigten außerdem folgende Bestim- 
mungen vereinbart, die als Bestandteile des Vertrags gelten: 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederanlage 
auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie die 
Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats- 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger einer 
Vertragspartei jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden der betreffenden Vertragspartei ausgestellten natio- 
nalen Paß besitzt. 

(2) Zu Artikel 2 

a) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften einer Vertragspartei in ihrem Hoheitsgebiet von 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen Ver- 
tragspartei vorgenommen sind, genießen den vollen Schutz 
des Vertrags. 

b) Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das. Völker- 
recht der jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von souverä- 
nen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 

(3) Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung“ im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist insbe- 
sondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die Ver- 
wendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage 
anzusehen. Als eine „weniger günstige“ Behandlung im Sinne 
des Artikels 3 ist insbesondere anzusehen: die Einschränkung 
des Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brennstof- 
fen sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller Art, die Behin- 
derung des Absatzes von Erzeugnissen im In- und Ausland 
sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. Maß- 
nahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, der Volksgesundheit öder Sittlichkeit zu treffen sind, 
gelten nicht als „weniger günstige“ Behandlung im Sinne des 
Artikels 3. 

b) Die Bestimmungen des Artikels 3 verpflichten eine Vertrags- 
partei nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiungen und 
Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergesetzen nur den in 
ihrem Hoheitsgbiet ansässigen natürlichen Personen und Ge- 
sellschaften gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei ansässige natürliche Personen und Gesell- 
schaften auszudehnen. 

c) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer innerstaatli- 
chen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einreisen wollen, wohlwollend 
prüfen; das gleiche gilt für Arbeitnehmer der einen Vertrags- 
partei, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einreisen und sich 
dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 


PasiraSant Lietuvos Respublikos ir Vokietijos Federacines Re- 
spubiikos sutartj, de! kapitalo investicijq skatinimo ir jq abipusös 
apsaugos, pasirasiusieji jgaliotieji asmenys susitarö döl Siq 
papildomq nuostatq, kurios galioja kaip sutarties sudedamosios 
dalys: 

(1) Döl 1 straipsnio 

a) Pajamoms, gautoms iS kapitalo investier, o jq pakartotinio 
investavimo atveju - ir Sioms pajamoms, taikomos tos paöios 
garantijos, kaip ir kapitalo investieijoms. 

b) Kiekvienos iS Susitarianöiqjq Saliq pilieöiu laikomas asmuo, 
turintis atitinkamq Susitarianöiosios Salies 2inybq iSduot$ na- 
cionaiinj pas$, arba asmuo, kurio pilietybö gali büti nustatyta 
kitokiu büdu. 


(2) Döl 2 straipsnio 

a) Kapitalui, kurj yra investav$ vienos iS Susitarianöiqjq Saliq 
pilieöiai ar jmonös, pagal kitos Susitarianöiosios Saiies teisines 
normas jos teritorijoje taikomos visos Sios Salies sutarties 
garantijos. 

b) Si sutartis taikoma ir ypatingai ekonominei zonai bei kontinen- 
tiniam Selfui, jeigu tarptautine teise leidSia Susitarianöiajai 
Saliai realizuoti Siose teritorijose suverenias teises arba aukS- 
öiausiosios valdzios jgaliojimus. 


(3) Del 3 straipsnio 

a) Sio 3 straipsnio 2 dalyje s$voka „veikla" reiSkia visq pirma, bet 
ne vien tik kapitalo investieijq valdym§, naudojim^, dispona- 
vim$. »Mazesnis palankumas“ pagal 3 straipsnj visq pirma 
suprantamas: äaliavq ir pagalbiniq mediiagq, energijos ir 
degalq, taip pat visq rüSiq produkeijos ir gamybiniq 
priemoniq [sigijimo apribojimas, trukdymai realizuoti produkei- 
jä Satyje ir uSsienyje bei kitos panaSaus poveikio priemonös. 
Priemonäs, kuriq imamasi siekiant uitikrinti vieS$j$ tvark$ ir 
saugum$, tautos sveikat$ ir dorov$, nelaikomos „maiesniu 
palankumu“, numatytu 3 straipsnyje. 


b) 3 straipsnio nuostatos nejpareigoja vienos Susitarianöiosios 
Salies kitos Susitarianöiosios Salies teritorijoje gyvenantiems 
fiziniams asmenims ir joje esanöioms jmonöms taikyti 
mokesöiq lengvatas arba atleidim§ nuo mokesöiq pagal 
mokesöiq jstatymus, galiojanöius tik savo valstybös teritorijoje 
gyvenantiems fiziniams asmenims arba joje esanöioms jmo- 
nems. 

c) Susitarianöiosios Salys pagal jq vidaus teisines normas gera- 
noriSkai nagrinäja pateiktus pareiäkimus döl jvaäiavimo ir buvi- 
mo Saiyje kitos Susitarianöiosios Salies pilieöiq, kuriq [vaäiavi- 
mas i Sios Salies teritorijä susij^s su kapitalo investieijomis; ta 
pati tvarka taikoma vienos Susitarianöiosios Salies darbuoto- 
jams, kurie nori jvaziuoti ir büti kitos Susitarianöiosios Salies 
teritorijoje, kad galätq dirbti darb§, susijusj su kapitalo inve- 
stavimu. Taip pat geranoriSkai nagrinäjami pareiSkimai däl 
leidimo dirbti. 
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(4) Zu Artikel 4 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann, wenn durch 
staatliche Maßnahmen in das Unternehmen, das Gegenstand der 
Kapitalanlage ist, eingegriffen und dadurch seine wirtschaftliche 
Substanz erheblich beeinträchtigt wird. 

(5) Zu Artikel 5 

Für die Anwendung von Artikel 5 durch die Republik Litauen wird 
folgendes vereinbart: 

a) Während einer Übergangszeit von drei Jahren nach Inkrafttre- 
ten dieses Vertrags wird die Republik Litauen alle Anstrengun- 
gen unternehmen, die für den freien Transfer erforderlichen 
Devisen zur Verfügung zu stellen, insbesondere für den 
Transfer von Erträgen. Unabhängig davon sind Entschädigun- 
gen nach Artikel 4 dieses Vertrags frei transferierbar. 

b) Nach Ablauf der unter Buchstabe a genannten Übergangszeit 
gilt Artikel 5 uneingeschränkt. 

(6) Zu Artikel 7 

Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 
gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerwei- 
se zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. Die 
Frist beginnt mit der Einreichung eines vollständig gestellten und 
formgerechten Antrags und darf unter keinen Umständen zwei 
Monate überschreiten. 

(7) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Vertragspartei 
die Transportunternehmen der anderen Vertragspartei weder aus- 
schalten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmigun- 
gen zur Durchführung der Transporte erteilen. 

Hierunter fallen Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne des 
Vertrags bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet einer Ver- 
tragspartei oder eines dritten Staates von einem Unternehmen 
oder im Auftrag eines Unternehmens angeschafft werden, in 
dem Vermögenswerte im Sinne des Vertrags angelegt sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 


Geschehen zu Bonn am 28. Februar 1992 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und litauischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


(4) Däl 4 straipsnio 

Galima reikalauti atlyginti nuostoiius ir tuo atveju, jeigu valstybine- 
mis priemonämis buvo kiäamasi [ [monös veik!$, kuri yra kapitalo 
investicijq objektas, ir däl to padaryta zymiq ekonominiq 
nuostoliq . 

(5) Däl 5 straipsnio 

Susitarta däl 5 straipsnio taikymo Lietuvos Respublikoje: 

a) Trejq metq pereinamuoju laikotarpiu po äios sutarties isigalio- 
jimo Lietuvos Respublika stengsis sudaryti s$lygas valiutai 
laisvai pervesti, ypaö pajamoms pervesti. Kompensacijos pa- 
gal Sios sutarties 4 straipsnj turi büti laisvai pervedamos. 


b) Pasibaigus a punkte nurodytam pereinamajam laikotarpiui, 5 
straipsnis galioja be apribojimq. 

(6) Del 7 straipsnio 

Pagal 7 straipsnio 1 dalj s^voka pervesti „nedelsiant“ suprantama, 
kad löäas pervesti bütina per tarn tikr$ terrnin?, reikaling? jpra- 
stiems formalumams atlikti. Sis terminas prasideda pateikus 
issamq atitinkamos formos pareiskim$ ir jokiu büdu negali 
viräyti 2 mänesiq iaikotarpio. 

(7) Pervezant prekes ir vykstant asmenims, viena iä Susitarianciq jq 
äaliq netrukdys kitos Susitarianöiosios salies transporto jmonems ir, 
jei reikia, duos leidimus perveSimams. 


Cia kalbama apie pervezimus: 

a) prekiq, tiesiogiai susijusiq su kapitalo investicijomis, remiantis 
äia sutartimi, ar prekiq, kurias reikia jsigyti jmonöms arba 
jmoniq pavedimu vienos i§ Susitarianöiqjq äaliq teritorijoje 
arba treöiojoje valstybeje, kuriose investuotas turtas; 

b) asmenq, vykstanöiq kapitalo investicijq reikalais. 


Pasirasyta 1992 vasario 28 Bonoje Paruosti 2 originalai: vienas 
- lietuviq, kitas - vokieciq kalba, abu turi vienod$ teisin^ galiq. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Vokietijos Federacines Respublikos vardu 
Hans-Dietrich Genscher 

Für die Republik Litauen 
Lietuvos Respublikos vardu 
Vytenis Ale§kaitis 
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Sehr geehrter Herr Minister, 

ich beehre mich, unter Bezugnahme auf den heute Unterzeich- 
neten Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Litauen über die Förderung und den gegenseitigen 
Schutz von Kapitalanlagen zu bestätigen, daß während der Ver- 
handlungen zusätzlich Einvernehmen über folgendes erzielt 
wurde: 

Abweichend von der Bestimmung des Artikels 9 gilt der Vertrag 
auch für Kapitalanlagen, die Staatsangehörige oder Gesellschaf- 
ten der einen Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei schon vor dem 29. Dezember 1990 vorgenommen 
haben, wenn diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei stehen. Dies bedeutet 
insbesondere, daß Investitionen in der Republik Litauen registriert 
sein müssen. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn sie dieses Einvernehmen bestä- 
tigen würden. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Minister, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Vytenis Aleskaitis 

Minister für Internationale Wirtschaftsbeziehungen 
Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 
Herrn Hans-Dietrich Genscher 
Bonn 


Der Bundesminister des Auswärtigen 

Bonn, den 28. Februar 1992 

Herr Minister, 

ich beehre mich, den Empfang der Note der Regierung der 
Republik Litauen vom 28. Februar 1992 mit folgendem Inhalt zu 
bestätigen: 

Ich beehre mich, unter Bezug auf den heute Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Litauen über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen zu bestätigen, daß während der Verhandlun- 
gen zusätzlich Einvernehmen über folgendes erzielt wurde: 

Abweichend von der Bestimmung des Artikels 9 gilt der Vertrag 
auch für Kapitalanlagen, die Staatsangehörige oder Gesellschaf- 
ten der einen Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei schon vor dem 29. Dezember 1990 vorgenommen 
haben, wenn diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften dieser Vertragspartei stehen. 

Dies bedeutet insbesondere, daß Investitionen in der Republik 
Litauen registriert sein müssen. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie dieses Einvernehmen bestä- 
tigen würden. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, die Versicherung meiner aus- 
gezeichneten Hochachtung. 

Hans-Dietrich Genscher 


Didziai gerbiamas pone Ministre, 

remdamasis siandien pasirasyta Vokietijos Federacines Respu- 
blikos ir Lietuvos Respublikos sutartimi del investicijy skatinimo ir 
jy abipuses apsaugos, turiu garbes pareikSti, kad derybq metu 
buvo pasiektas toks papildomas susitarimas: 


Nepaisant 9 straipsnio nuostaty, sutartis taip pat galioja kapitalo 
investicijoms, kurias vienos Susitariancios salies pilieciai ir jmo- 
näs padare kitos Susitariancios salies teritorijoje iki 1990 metg 
gruodzio 29 dienos, jei tos kapitalo investicijos atitinka tos Susita- 
rianciosios Salies teisines nuostatas. Tai reiSkia ypac, kad investi- 
cijos turi büti jregistruotos Lietuvos Respublikoje. 


Büciau dekingas, jei Jüs patvirtintumete sj susitarim^. 

Leiskite, didziai gerbiamas pone Ministre, uztikrinti Jus kuo 
giliausia savo pagarba. 

Vytenis Aleskaitis 

Tarptautiniq ekonominiy santykiy Ministras 
Jo Ekselencijai 

Vokietijos Federacines Respublikos Uzsienio reikaly Ministrui 

ponui Hans-Dietrich Genscher 

Bonn 


(Höflichkeitsübersetzung) 

Vokietijos Federacines Republikos Uzsienio Reikali^ Ministras 

Bona, 1992 m. vasario 28 d. 

Pone Ministre, 

As turiu garbes patvirtinti, jog gavau 1992 mety vasario 28 
dienos Lietuvos Respublikos Vyriausybes tokio turinio notq: 

Remdamasis Siandien pasiraäyta Vokietijos Federacines Res- 
publikos ir Lietuvos Respublikos sutartimi del investier skatinimo 
ir \i[ äbipusäs apsaugos, turiu garbäs pareiksti, kad derybq metu 
buvo pasiektas toks papildomas susitarimas: 

Nepaisant 9 straipsnio nuostatij , sutartis taip pat galioja kapita- 
lo investicijoms, kurias vienos susitarianöios Salies pilieciai ir 
jmones padarä kitos susitarianöiosios Salies teritorijoje iki 1990 
metq gruodzio 29 dienos, jei tos kapitalo investicijos atitinka tos 
susitarianciosios salies teisines nuostatas. 

Tai reiSkia ypaö, kad investicijos turi büti jregistruotos Lietuvos 
Respublikoje. 

Büciau dekingas, jei Jüs patvirtintumete Sj susitarimq. 

Leiskite, didziai gerbiamas pone Ministre, uztikrinti jus kuo giliau- 
sia savo pagarba. 


An den 

Minister für Internationale Wirtschaftsbeziehungen Tarptautiniq. Ekonominiq RySiq Ministrui 

der Republik Litauen 

Herrn Vytenis Aleskaitis ponui Vyteniui Aleskaiöiui 
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Sehr geehrter Herr Minister, 

aus Anlaß der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der 
Republik Litauen und der Bundesrepublik Deutschland über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Die Regierung der Republik Litauen wird nach Kenntnisnahme 
davon, daß die zuständigen Steilen der Bundesrepublik Deutsch- 
land Maßnahmen zur Förderung von Kapitalanlagen deutscher 
Investoren in Litauen schon vor dem Inkrafttreten des Vertrags 
gewähren können, den Vertrag vom Tag der Unterzeichnung an 
vorläufig anwenden. Diese Erklärung wird in der Erwartung ab- 
gegeben, daß die Regierung der Bundesrepublik Deutschland die 
Übernahme von Garantien für Kapitalanlagen in Litauen schon vor 
dem Inkrafttreten des Vertrags erwägt. 

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner ausgezeich- 
neten Hochachtung. 

Vytenis Aleäkaitis 

Minister für internationale Wirtschaftsbeziehungen 
Seiner Exzellenz 

dem Bundesmjnister des Auswärtigen 
Herrn Hans-Dietrich Genscher 
Bonn 


Der Bundesminister des Auswärtigen 

Bonn, 28. Februar 1992 

Herr Minister, 

ich beehre mich, den Empfang der Note der Regierung der 
Republik Litauen vom 28. Februar 1992 mit folgendem Inhalt zu 
bestätigen: 

Aus Anlaß der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der 
Republik Litauen und der Bundesrepublik Deutschland über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Die Regierung der Republik Litauen wird nach Kenntnisnahme 
davon, daß die zuständigen Steilen der Bundesrepublik Deutsch- 
land Maßnahmen zur Förderung von Kapitalanlagen deutscher 
Investoren in Litauen schon vor dem Inkrafttreten des Vertrags 
gewähren können, den Vertrag vom Tag der Unterzeichnung an 
vorläufig anwenden. Diese Erklärung wird in der Erwartung ge- 
geben, daß die Regierung der Bundesrepublik Deutschland die 
Übernahme von Garantien für Kapitalanlagen in Litauen schon vor 
dem Inkrafttreten des Vertrags gewährt. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner ausge- 
zeichneten Hochachtung. 

Hans-Dietrich Genscher 


Didziai gerbiamas pone Ministre, 

sutarties pasiraäymo tarp Lietuvos Respublikos ir Vokietijos 
Federacines Respublikos däl kapitalo investicijy skatinimo ir jq 
abipusäs apsaugos proga, turiu garbes praneäti Jums stai k 3 

Lietuvos Respublikos Vyriausybö, susipazinusi su tuo, kad kom- 
petentingos Vokietijos Federacinäs Respublikos jstaigos gali ga- 
rantuoti priemones vokieöiq kapitalo investicijoms Lietuvoje ska- 
tinti jau prieä sutarties jsigaliojimq, laikinai taikys sutartj nuo pasi- 
raäymo dienos. §is pareiäkimas daromas tikintis, kad Vokietijos 
Federacines Respublikos Vyriausybe apsvarstys kapitalo investi- 
cijq Lietuvoje garantijq peremimq dar pries jsigaliojant sutarciai. 


Leiskite, Jüsq Ekselencija, pareiksti mano didziausiq pagarbq. 
Vytenis Aleäkaitis 

Tarptautiniq ekonominiq santykiy ministras 
Jo Ekselencijai 

Vokietijos Federacines Respublikos Uzsienio reikalq Ministrui 

ponui Hans-Dietrich Genscher 

Bonn 


An den 

Minister für Internationale Wirtschaftsbeziehungen 
der Republik Litauen 
Herrn Vytenis Aleskaitis 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Der deutsch-litauische Investitionsförderungs- und -schutz- 
vertrag dient dem Ziel, die beiderseitige wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zu verstärken, indem er günstige Bedin- 
gungen für Kapitalanlagen schafft. 

Die Förderung und der Schutz gegenseitiger Kapitalanla- 
gen sind nach Auffassung beider Seiten zudem geeignet, 
die Wirtschaftsreform in Litauen zu unterstützen. Durch 
entsprechende gesetzliche Bestimmungen hat Litauen die 
Grundlage für ausländische Kapitalanlagen geschaffen. 
Der völkerrechtliche Vertrag gewährt den Kapitalanlagen 
darüber hinausgehend einen umfassenden und dauerhaf- 
ten Rechtsschutz. Dadurch können deutsche Investitionen 
in Litauen zusätzlich stimuliert werden. 

Der Vertrag ist ferner eine wichtige Voraussetzung für die 
Übernahme von Bundesgarantien gegen politische Risi- 
ken. Nach den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes 
kann der Bund derartige Garantien grundsätzlich nur dann 
übernehmen, wenn mit dem betreffenden Land ein Inve- 
stitionsförderungs- und -schutzvertrag besteht. 

Der deutsch-litauische Investitionsförderungs- und -schutz- 
vertrag entspricht im wesentlichen dem deutschen Mu- 
stervertrag, der auch Grundlage der entsprechenden Ver- 
träge mit anderen osteuropäischen Staaten (Bulgarien, 
Rumänien, Ungarn, Polen, CSFR) und anderen Nachfol- 
gestaaten der ehemaligen Sowjetunion (Usbekistan, 
Ukraine, Weißrußland) war. 

II. Zu den Vertragsbestimmungen 

Der Vertrag enthält 13 Artikel; ihm sind ein Protokoll und 
zwei Notenwechsel beigefügt. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe 
„Kapitalanlage“, „Erträge“, „Staatsangehörige“ und „Ge- 
sellschaften“. Einbezogen werden alle Arten von Vermö- 
genswerten, die von Investoren aus dem anderen Ver- 
tragsstaat angelegt werden, sowie die Erträge hieraus. In 
den Anwendungsbereich des Vertrags fallen neben deut- 
schen und litauischen Staatsangehörigen alle juristischen 
Personen sowie Handelsgesellschaften oder sonstige 
Gesellschaften, Vereinigungen oder Organisationen, die 
ihren Sitz in Deutschland oder in Litauen haben. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungsklausel 
und das Prinzip einer gerechten und billigen Behandlung. 
Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Seite nicht zu diskriminieren. Gemäß 
Protokollnummer 2 Buchstabe a genießen Kapitalanlagen, 
die in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften einer 
Vertragspartei vorgenommen worden sind, den vollen 
Schutz des Vertrags. 

Gemäß Protokollnummer 1 Buchstabe a genießen Erträge 
den gleichen Schutz wie die Kapitalanlage. 


Zu Artikel 3 

Hier ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und der 
Meistbegünstigung niedergelegt. In der Protokollnummer 3 
Buchstabe a werden einige Beispiele einer nach dem 
Vertrag unzulässigen Schlechterbehandlung aufgeführt. 
Protokollnummer 3 Buchstabe b stellt klar, daß die Gewäh- 
rung bestimmter steuerlicher Vergünstigungen an Gebiets- 
ansässige nicht im Widerspruch zum Gebot der Inländer- 
behandlung steht. Protokollnummer 3 Buchstabe c enthält 
eine Wohlwollensklausel hinsichtlich Einreise, Aufenthalt 
und Arbeitseriaubnis im Zusammenhang mit einer Kapi- 
talanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung gewährleistet den Enteignungsschutz so- 
wie Entschädigung und ein ordentliches Rechtsverfahren 
bei Enteignungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder Ver- 
staatlichung ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen 
wertentsprechende Entschädigung zulässig. Der Investor 
hat Anspruch auf unverzügliche Zahlung der Entschädi- 
gung und bei Zahlungsverzug Anspruch auf bankübliche 
Verzinsung. Die Entschädigungspflicht erstreckt sich nicht 
nur auf unmittelbare Eingriffe in die Kapitalanlage als sol- 
che, sondern gemäß Protokollnummer 4 auch auf staatli- 
che Eingriffe in das Unternehmen, an dem der Investor 
beteiligt ist, wenn dadurch seine wirtschaftliche Substanz 
erheblich beeinträchtigt wird. Bei Verlusten an Kapitalanla- 
gen infolge Krieg, Staatsnotstand oder sonstiger Ausnah- 
mesituationen wird Inländerbehandlung und Meistbegün- 
stigung im Falle einer Entschädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das wichtige Prinzip des freien 
Transfers von Kapital und Erträgen. In der Protokollnum- 
mer 5 wird Litauen eine Übergangszeit von 3 Jahren nach 
Inkrafttreten des Vertrags für die Verwirklichung des freien 
Transfers eingeräumt. Dies trägt der schwierigen Devisen- 
situation des Landes Rechnung. 

Für den Transfer von Entschädigungszahlungen gilt der 
freie T ransfer uneingeschränkt. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation. 
Sie stellt sicher, daß die Bundesrepublik Deutschland im 
Falle einer Entschädigungszahlung an den deutschen In- 
vestor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische 
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte und Ansprü- 
che des Investors im eigenen Namen gegenüber dem 
Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Der Transfer nach Artikel 4, 5 oder 6 ist unverzüglich zu 
dem jeweils gültigen Wechselkurs durchzuführen. Nach 
Protokollnummer 6 darf dabei eine Frist von zwei Monaten 
nicht überschritten werden. 
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Zu Artikel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund einer völkerrechtli- 
chen Verpflichtung, gehen diesem Vertrag vor (sog. Bes- 
serstellungsklausel). Zugleich sichern die Vertragsparteien 
zu, daß .sie dem Investor gegenüber übernommene Ver- 
pflichtungen einhalten werden. 

Zu Artikel 9 

Der Vertrag gilt auch für Altinvestitionen, die vor Inkrafttre- 
ten dieses Vertrags aber nach der Unabhängigkeit Litau- 
ens am 29. Dezember 1990 in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften der betreffenden Vertragspartei vorge- 
nommen worden sind. In einem begleitenden Notenwech- 
sel vom 28. Februar 1992 wird die Geltung des Vertrags 
auch auf alle rechtmäßig fortbestehenden (registrierten) 
Kapitalanlagen ausgedehnt, die bereits vor der Unabhän- 
gigkeit Litauens getätigt wurden. 

Zu Artikel 10 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspartei- 
en über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags 
vor. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichtsbar- 
keit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem Inve- 
stor und dem jeweiligen Gaststaat vor. 


Zu Artikel 12 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklausel, falls 
keine diplomatischen Beziehungen bestehen sollten. 

Zu Artikel 13 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Nach dem Inkrafttreten gilt der Vertrag zunächst für fünf- 
zehn Jahre und wird sodann - mit zwölfmonatiger Kündi- 
gungsfrist - auf unbestimmte Zeit verlängert. Im Falle einer 
Kündigung bleiben die bis zum Außerkrafttreten des Ver- 
trags vorgenommenen Kapitalanlagen noch weitere fünf- 
zehn Jahre lang geschützt. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. Neben den bereits erwähnten Erläuterungen enthält 
das Protokoll in Nummer 7 ein Diskriminierungsverbot bei 
Beförderungen von Gütern und Personen im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage. 

Zum Notenwechsel 

Neben dem oben genannten Notenwechsel zur Geltung des 
Vertrags für Altinvestitionen erklärt die Republik Litauen 
in einem weiteren Notenwechsel vom 28. Februar 1992 
die vorläufige Anwendung des Vertrags vom Tage der 
Unterzeichnung an. Diese Erklärung wird mit dem Ziel 
abgegeben, daß die Bundesregierung bereits vor Inkraft- 
treten des Vertrags Garantien für Kapitalanlagen in 
Litauen übernehmen kann. 
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